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iſt arg . art . 360 in allen andern als in dem in dieſem Artikel ge —

nannten Falle zu verneinen .

5) Anlangend die Wirkungen der Adoption , ſo ſind ſie in Art . 348

bis 352 angegeben und das Erheblichſte über dieſe Artikel muß
im Erbrecht zur Sprache kommen .

Das Nähere über die Pflegvaterſchaft ſiehe in Art . 361 —371 .

Titel .

Von der elterlichen Gewalt .

Dieſe unterſcheidet ſich ſchon dadurch von dem römiſchen Recht,

daß ſie eine elterliche und nicht blos eine väterliche Gewalt

iſt , indem nicht blos der Vater , ſondern auch die Mutter nach fran⸗

zöſiſchem Rechte dieſe Gewalt haben kann , wenn ſie gleichwohl

während der Ehe der Vater allein ausübt . Art . 373 . Sie iſt aber

auch im Prinzipe ſehr abweichend .

Die Römer betrachteten jene Gewalt als einen Ausfluß des

Eigenthums an den Kindern und daher kommt die unitas personee

zwiſchen Vater und Hauskind . Sie iſt die Summe aller Rechte

und Pflichten zwiſchen Vater und Kind .

Das franzöſ . Recht dagegen betrachtet die in der elterlichen Ge⸗

walt liegende Rechte theils als ein nothwendiges , theils als ein

billiges Annexum der den Eltern obliegenden Pflicht , die Kinder

zu erziehen, weil die Erziehung ohne derartige Rechte und insbe —

ſondere ohne das Recht auf Gehorſam und Erzwingung des Ge —

horſams nicht möglich iſt .

Es iſt daher überall keine unitas personæ vorhanden ( 387 )

und es können Verträge ſelbſt zwiſchen dem Vater und ſeinen Kin⸗

dern ſtattfinden , ſoweit ſie zwiſchen einem Vormunde und Mündel

mit Beobachtung der erforderlichen Formen erlaubt ſind . Nur dür⸗

fen die Verträge nach ihrem Inhalt , dem Weſen und den Folgen
der elterlichen Gewalt nicht widerſtreiten , weil die Eltern dieſe ihre

Rechte nicht veräuſſern können .

Die Rechte im Einzelnen beſtehen :

1) in einer genau begrenzten perſönlichen Gewalt der Eltern

über die Kinder , Art . 371 —384 . In Bezug auf das Einſper⸗
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ren⸗laſſen der Kinder Art . 376 ff. iſt namentlich der Unter⸗

ſchied zwiſchen den einzelnen , im Geſetze berührten , Fällen von

Erheblichkeit , daß die Verhaftung bald auf den alleinigen An⸗

trag des Vaters geſchehen kann, bald eine cause cognitio
der Obrigkeit vorausgehen muß .

2) In Genußrechten an dem eigenen Vermögen der Kinder 384
bis 387 , womit von ſelbſt die Verwaltung verbunden iſt .

3) In der Verwaltung desjenigen Vermögens , welches von der

Nutznießung ausgenommen iſt . Art . 386 , 387 , 389 .

Folgendes iſt hierüber zu bemerken :

1) Bei Schenkungen an die Kinder kann gültig bedungen wer⸗

den , daß den Eltern die Verwaltung nicht zuſtehen ſoll , weil

ihnen ja ſelbſt die Nutznießung entzogen werden kann .

2) Die Nutznießung ſteht nur den ehlichen Eltern zu , nicht aber

auch denjenigen , die ein natürliches Kind anerkannt haben.
Vergl . 303 a.

3) Ueber die Laſten dieſer Nutznießung wurde ſchon früher das

Nöthige bemerkt, ſoweit ſie die Erziehung nach dem Vermögen
der Kinder zum Gegenſtande haben . Anlangend die weiteren ,
in Art . 385 genannten , Laſten , ſo ſind dieſes ſolche , welche
theils mit dem Beſitze des Vermögens überhaupt , theils mit
der Erwerbung deſſelben verbunden ſind . Wenn nämlich bei
dem Erwerbe des Vermögens Rückſtände und Kapitalzinſe zu
entrichten , oder die Krankheits⸗ und Begräbnißkoſten desjeni⸗
gen, von dem das Vermögen herrührt , z. B . des Erblaſſers ,
zu beſtreiten ſind, ſo ſollen dieſe Koſten nicht aus dem Kapital⸗
ſtock, ſondern aus den Revenüen beſtritten werden . Sie dürfen
daher den Kindern bei der Auslieferung des Vermögens nicht
aufgerechnet werden .

) Das Enddziel der Nutznießung iſt in Art . 384 angegeben , und
man hat darum das 18te Jahr feſtgeſetzt , weil man beſorgte ,
daß ſonſt die Eltern die Gewalts⸗ Entlaſſung verzögern
möchten , um deſto länger im Vermögens⸗Genuſſe zu bleiben .

Durch den § 8 . Abſatz 3. des 1. EE . iſt jedoch für Baden eine

Abänderung getroffen und das Endziel der Nutznießung in der Regel
auf das Eintreten der Volljährigkeit feſtgeſetzt .

5) Wenn die Kinder ſterben , ſo hört nach franzöſ . Rechte die aus
der elterlichen Gewalt entſpringende Nutznießung auf, weil ſie
als ein Aequivalent der Erziehungslaſt erſcheint .
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In Baden exiſtirt jedoch eine Verordnung vom Jahr 1819 ,

Regsbl . Nro . X. , wornach unter Hinweiſung auf Art . 620 im Fall

des Todes die Nutznießung dennoch bis zum 18ten Jahre fort⸗
dauern ſoll .

Der Art . 620 paßt aber hieher durchaus nicht und man ſcheint
überdies — in Bezug auf den terminus ad quem

— nicht mehr
an den § 8. des 1. E . E . gedacht zu haben .

Es wird dieſer Verordnung die Geſetzeskraft beſtritten , weil ſie
nur vom Juſtitzminiſterium , nicht aber vom Regenten ſelbſt publizirt

iſt , und wenn man dieſe Meinung anerkennt ( Vorträge § 6. ) , ſo

muß man auch bei uns die Nutznießung , als mit dem Tode des

Kindes erloſchen , betrachten .
Mit der Nutznießung hört nicht nothwendig die Verwaltung

auf , wo ſie noch für die Kinder nothwendig iſt . Wo aber die

Verwaltung nicht als e der Nutznießung erſcheint , mithin
dasjenige Vermögen betkifft , welches von der Nutznießung aus⸗

geſchloſſen iſt , Art . 387 , müͤſſen die Eltern natürlich über Haupt⸗
ſtock und Einkünfte Rechnung ablegen , während ſie bei der

Nutznießung nur über den Hauptſtock Rechnung zu thun ſchul⸗
dig ſind , Art . 389 .
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